
Antrag GPA-14: Pf㘶ege in Familien als solidargemeinschaftliche 
Verantwortung
Antragsteller*in: Zukunftsforum Familie e.V. (korporatives Mitglied)
Status: angenommen
Sachgebiet: GPA - Gesundheit, Pf㘶ege & Alter

 1 Wir fordern den AWO Bundesverband auf, gemeinsam mit dem Zukunftsforum Familie (ZFF) 
 2 folgende Forderungen voranzutreiben, um als Solidargemeinschaft auch in der nahen 
 3 Zukunft mit einem stark erhöhten Ausmaß pf㘶egebedürftiger Menschen dieser Aufgabe 
 4 gerecht zu werden:

 5 1) Solidarität verwirklichen:

 6 Ob in Familien mit einem oder mehreren pf㘶egebedürftigen Kindern, Alten- oder
 7 Alleinerziehenden-WGs, selbstgewählten Beziehungsnetzwerken oder Sorgebeziehungen im
 8 Freund*innen- und Nachbarschaftskreis: Es braucht eine rechtliche und
 9 sozialpolitische Anerkennung der Verantwortungsübernahme.

 10 2) Zugänglichkeit erleichtern:

 11 Der Zugang zu den richtigen Beratungs- und somit Leistungsangeboten muss einfach,
 12 unbürokratisch und f㘶exibel gestaltet werden, um den Familien in ihrem individuellen
 13 Lebenskontext gerecht zu werden. Insbesondere pf㘶egende Eltern brauchen mehr und
 14 ganzheitliche Unterstützungssysteme, die sowohl den Lebensverlauf der
 15 pf㘶egebedürftigen Kinder berücksichtigen wie den der pf㘶egenden Eltern – insbesondere
 16 mit Blick auf ihre Erwerbsarbeit.

 17 3) Pf㘶ege maßschneidern:

 18 Haben Zu- und Angehörige gemeinsam mit der pf㘶egebedürftigen Person entschieden, dass
 19 (ein Teil der) Pf㘶ege im informellen Rahmen geschehen soll, brauchen sie Zeit, Geld
 20 und die passende Infrastruktur. Das Zukunftsforum Familie fordert, die einzelnen
 21 Leistungen als Komponenten der passgenauen Pf㘶ege zu verstehen. Jede Familie, in der
 22 gepf㘶egt wird, sollte genau die Komponenten bekommen, die sie dabei unterstützen,
 23 eine gute Pf㘶ege für alle Beteiligten zu gestalten. Konkrete Maßnahmen sind u. a.
 24 eine Reformation von (Familien)Pf㘶egezeit, rechtliche Vereinbarkeitsmaßnahmen zum
 25 Erhalt von Erwerbsarbeit Pf㘶egender, Dynamisierung und Flexibilisierung der
 26 Pf㘶egebudgets aus § 36–42 SGB XI, monetäre und soziale Absicherung Pf㘶egender durch
 27 die Einführung des Familienpf㘶egegeldes – einer Transferleistung, die sozial gerecht
 28 ausgestaltet ist und mehr Männer für die Pf㘶ege gewinnt. Dies geht nur mit einer
 29 angemessenen Höhe. Darüber hinaus muss sie auch langfristige Pf㘶egebedarfe, wie etwa
 30 bei einsetzender Pf㘶egebedürftigkeit im Kindesalter, in einer Art berücksichtigen,
 31 die Armut verhindert. Zudem ist ein Entlastungssystem für haushaltsnahe
 32 Dienstleistungen notwendig sowie eine bessere Vernetzung von informeller und
 33 formeller Pf㘶ege.

 34 4) Geschlechtergerechtigkeit erringen:

 35 Die von uns geforderte Familienstartzeit muss auch für Väter pf㘶egebedürftiger Kinder
 36 konsequent mitgedacht werden und gemäß den spezif㘶schen Bedarfen länger für sie
 37 angelegt sein.

 38 5) Selbstbestimmung durchsetzen:
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 39 Es braucht das Recht auf selbstbestimmte Pf㘶ege. Es muss ein Recht darauf geben,
 40 nicht gepf㘶egt zu werden – aber auch ein Recht, nicht zu pf㘶egen. Um die
 41 Voraussetzungen dafür zu schaffen, muss es tatsächliche Wahlmöglichkeiten geben, die
 42 allen pf㘶egebedürftigen und pf㘶egenden Menschen gleichermaßen zugänglich sind.

 43 6) Inklusion stärken:

 44 Inklusion muss ein zentraler Bestandteil der Pf㘶egepolitik werden. Betroffene müssen
 45 in alle Entscheidungsprozesse eingebunden werden, Kita- und Schulpersonal muss
 46 systematisch qualif㘶ziert werden, und das persönliche Budget nach § 29 SGB muss
 47 besser bekannt gemacht werden.

 48 7) Sozialversicherungen reformieren:

 49 Neben der Einführung einer solidarischen Pf㘶ege-Bürger*innenvollversicherung braucht
 50 es auch eine bessere Rentenwirksamkeit von Pf㘶egezeiten.

 51 Das Zukunftsforum Familie fordert die AWO Bundeskonferenz auf, dass sich der AWO
 52 Bundesverband, gemeinsam mit dem ZFF für eine umfassende Reform der Pf㘶egepolitik,
 53 die weit über kosmetische Korrekturen hinausgeht, einzustehen.

Begründung
Die aktuelle Pf㘶egeversicherung in Deutschland ist nicht zukunftsfähig. Eine nachhaltige Reform erfordert 
auch eine radikale Neuausrichtung der Pf㘶egepolitik. Die demographisch bedingte Zunahme von 
Pf㘶egebedarfen wird eine der zentralen Herausforderungen der kommenden Jahrzehnte. Schon jetzt f㘶ndet 
ein Großteil von Pf㘶ege privat in Familien statt – oft unter großem f㘶nanziellem und organisatorischem 
Druck. Der Staat lässt sie mit unübersichtlichen lückenhaften Leistungen und immensen Kosten 
weitgehend allein. Pf㘶ege ist eine zentrale gesellschaftliche Aufgabe. 

Es braucht endlich eine differenzierte, lebenslauforientierte Pf㘶egepolitik, die die Heterogenität von 
Pf㘶egesituationen ernst nimmt – sei es bei besonders jungen Pf㘶egebedürftigen, Alleinerziehenden mit 
Pf㘶egeverantwortung oder in Familien mit mehreren Pf㘶ege- und Sorgeverpf㘶ichtungen. Denn weder Pf㘶ege 
noch Familie sind statisch: sowohl kann der Pf㘶egebedarf größer oder geringer werden als auch die 
Lebensumstände der Familie sich ändern, sei es durch Geburten, Trennungen, Tode, Umzüge oder 
Einkommensveränderungen. Es ist zentral, die Vielfalt von Familien und die unterschiedlichen informellen 
Pf㘶egekonstellationen anzuerkennen – etwa in Alleinerziehenden-WGs, selbstgewählte 
Beziehungsnetzwerken oder Sorgebeziehungen im Freundes- und Nachbarschaftskreis. Der Staat muss 
sich endlich zu seiner Verantwortung bekennen und diese aktiv gestalten. 

Besonders Eltern von pf㘶egebedürftigen Kindern werden in der aktuellen Pf㘶egepolitik kaum 
berücksichtigt. Sie tragen oft über viele Jahre hinweg Mehrfachverantwortung: Fürsorge, Förderung und 
Pf㘶ege –, meist unter Bedingungen, die weder mit einer Berufstätigkeit noch mit der eigenen Gesundheit 
vereinbar sind. Gleichzeitig sind die Bedarfe der Kinder in bestehenden Leistungslogiken häuf㘶g 
unterrepräsentiert, da diese auf alterszentrierte Vorstellungen von Pf㘶ege fokussieren. Pf㘶egende Eltern, 
deren Kinder oft lebenslang auf Unterstützung angewiesen sind, brauchen daher vorausschauende und 
umfassende Beratungsangebote. Diese müssen den gesamten Lebensverlauf berücksichtigen – vom 
Pf㘶egebeginn bis zum Pf㘶egeende. 

Private Pf㘶ege geht derzeit vor allem zulasten von Frauen. Sie reduzieren ihre Erwerbsarbeitszeit oder 
stellen sie ganz ein, übernehmen häuf㘶ger, intensiver und über längere Lebensabschnitte hinweg 
Pf㘶egeverantwortung. Dass Männer künftig mehr private Pf㘶egearbeit übernehmen müssen, ist 
unausweichlich, weil durch die Alterung der Gesellschaft und den Fachkräftemangel rein rechnerisch nicht 

Bundeskonferenz 2025
Erfurt, 14.11.2025 - 16.11.2025



mehr nur Frauen sämtliche Pf㘶egebedarfe ohne die Unterstützung von Männern decken können. Die 
Weichen für mehr Geschlechtergerechtigkeit in der Zukunft müssen jetzt gestellt werden. Notwendig ist 
der Verzicht auf die Reproduktion veralteter Rollenklischees – etwa durch frühzeitige Einbindung von 
Männern in Sorgearbeit und die Abschaffung des Ehegattensplittings. Nur so kann eine 
geschlechtergerechte Verteilung von Pf㘶egeverantwortung gelingen. Was wir brauchen, ist ein radikaler 
Perspektivwechsel: weg von einem System, das auf informeller und meist weiblich konnotierter 
Fürsorgearbeit aufbaut, hin zu einer öffentlich verantworteten, geschlechtergerechten und solidarischen 
Pf㘶egeinfrastruktur. 

Pf㘶egende Zu- und Angehörige leisten einen unverzichtbaren Beitrag für unsere Gesellschaft, doch statt 
Anerkennung und Unterstützung erfahren sie Überlastung, f㘶nanzielle Unsicherheit und gesellschaftliche 
Unsichtbarkeit. Die Hauptlast der Pf㘶ege wird nach wie vor privat getragen – eine Praxis, die sozial 
ungerecht und volkswirtschaftlich kurzsichtig ist. 

Angesichts des demograf㘶schen Wandels und des akuten Fachkräftemangels verschärfen sich die 
bestehenden Probleme rasant. Wir können es uns nicht länger leisten, pf㘶egende Zu- und Angehörige als 
unbezahlte Arbeitskräfte auszubeuten. Pf㘶ege darf keine private Bürde bleiben. Wer pf㘶egt, darf nicht in 
die Armut geraten. Pf㘶egebedürftige wiederum müssen das Recht haben, selbstbestimmt über ihre 
Versorgung zu entscheiden. Die Angst, eine Belastung zu sein, darf dabei kein ausschlaggebender Faktor 
bei der Zusammenstellung eines Pf㘶egearrangements sein. Es braucht echte, gleichberechtigte 
Wahlmöglichkeiten für alle. Inklusion muss ein zentrales Ziel der Pf㘶egepolitik werden. Betroffene müssen 
in alle Entscheidungsprozesse eingebunden werden, Kita- und Schulpersonal muss systematisch 
qualif㘶ziert werden, und das persönliche Budget nach §29 SGB IX muss besser bekannt gemacht werden. 

Ein besonders gravierender Missstand zeigt sich in der Rentenpolitik: Vor allem bei Menschen, die über 
Jahrzehnte hinweg ihre Kinder mit Pf㘶egebedarf begleiten, ist es völlig unverständlich, dass 
Kindererziehungszeiten und Pf㘶egezeiten nicht mindestens gleichwertig rentenwirksam berücksichtigt 
werden. Dies ist nicht nur eine soziale Ungerechtigkeit, sondern auch ein Ausdruck der systemischen 
Abwertung von Sorgearbeit. 

Eine Gesellschaft, die Sorgearbeit als gleichwertig anerkennt und die pf㘶egenden Menschen absichert, ist 
keine Utopie, sondern eine notwendige Konsequenz aus den Herausforderungen der Gegenwart. Pf㘶ege 
braucht nicht nur Aufmerksamkeit, sondern echten politischen Willen zur Veränderung.

Bundeskonferenz 2025
Erfurt, 14.11.2025 - 16.11.2025


